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Opferverbände unterstützen Initiative 

zur Schaffung eines Beauftragten für 
Stasi-Unterlagen in Brandenburg 
 

Die Mitgliederversammlung der Union der Opferverbände Kommunis-

tischer Gewaltherrschaft UOKG hat sich am Wochenende einmütig für die 

Einrichtung eines unabhängigen Landesbeauftragten für Stasi-Unterlagen 
im Bundesland Brandenburg ausgesprochen. Bei der Ausgestaltung der 

Stelle sollte die Landesregierung sich nach Meinung der UOKG an der 
bewährten Berliner Regelung orientieren. 

Brandenburg ist 20 Jahre nach der Friedlichen Revolution immer noch das 
einzige der Neuen Bundesländer, das nicht über eine institutionelle Stelle 

zur Aufarbeitung der Verbrechen in der SBZ/DDR und zur Beratung der 
Opfer verfügt. Gerade im Land Brandenburg aber leben neben vielen SED-

Opfern auch zahlreiche Opfer und Hinterbliebene sowjetischer Verbrechen, 
die insbesondere in den brandenburgischen Speziallagern Sachsenhausen, 

Werneuchen, Ketschendorf, Jamlitz und Mühlberg verübt wurden. 

Dass die Aufarbeitung der kommunistischen Vergangenheit im Land 

Brandenburg dringend institutioneller Unterstützung bedarf haben auch 
jüngste Untersuchungen gezeigt. Hier hinkt Brandenburg den anderen 

ostdeutschen Bundesländern weit hinterher. Besonders erschreckend ist 

der geringe Wissensstand der brandenburgischen Schüler über die 
kommunistische Diktatur und deren Verbrechen. 

Die Opferverbände halten die Ernennung eines Stasi-Beauftragten für 
Brandenburg schließlich auch deshalb für dringend geboten, weil die im 

vergangenen Dezember erfolgte Schließung der Außenstelle Potsdam der 
Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen eine Lücke in Bezug auf die 

Aufarbeitung und die Betreuung von Opfern hinterlassen hat, die bislang 
noch nicht geschlossen wurde. 

 

Vorstand: 

Vorsitzender: Rainer Wagner 
Stellvertretende Vorsitzende: 
Lothar Scholz, Dr. Klaus Zöllig 
Ehrenvorsitzende:  
Gerhard Finn, Horst Schüler 

Geschäftsstelle: 

Ruschestraße 103, Haus 1 
D-10365 Berlin 
Tel: (030) 55779354 
Fax: (030) 55779340 
info@uokg.de 
www.uokg.de 
 

Die Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) ist der Dachverband  

von 30 Vereinen und Verbänden politisch Verfolgter aus der DDR und der SBZ 


